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Die Europäische Union ist im
Umbruch. Die Erweiterung
um zehn neue Mitgliedsstaa-

ten ist der Sprung in eine neue Qua-
lität. Die Union überwindet damit
die Ost-West-Spaltung Europas.
Sie gewinnt an politischer und öko-
nomischer Potenz – aber zugleich
wächst auch das wirtschaftliche
und kulturelle Gefälle innerhalb der
Gemeinschaft. Im Prozess der
Erweiterung sind deshalb auch
neue interne Verteilungskämpfe
und politische Spannungen ange-
legt. Denn die Nationalstaaten mit
ihren spezifischen Traditionen, poli-
tischen Orientierungen und Interes-
sen lösen sich nicht einfach in die
Europäische Union auf wie Würfel-
zucker in einem Glas Wasser. Sie
übertragen einen Teil ihrer Souver-
änität auf die Union, und zugleich
bleiben sie die dominanten Akteure
innerhalb der Gemeinschaft. Des-
halb spielt auch der Konflikt um
Mehrheitsentscheidungen und um
das Stimmengewicht der einzelnen
Staaten in der Union eine so zen-
trale Rolle.

Umso wichtiger sind zwei große
Projekte, die parallel zur Erweite-
rung angegangen wurden: Zum
einen die Verständigung auf ge-
meinsame Ziele und Grundwerte;
zum anderen die Reform der
europäischen Institutionen, damit
die erweiterte Union entscheidungs-
und handlungsfähig bleibt. Dazu
gehört auch eine Stärkung der Mit-
wirkungsrechte des Europäischen
Parlaments. Beides wurde im Ver-
fassungsvertrag gebündelt, der
noch von den Mitgliedsstaaten
angenommen werden muss. In
Frankreich, Großbritannien, Polen
und einigen anderen Ländern fällt
die Entscheidung in einem Referen-
dum. Dabei sind die Reformen drin-
gend nötig, damit der große Sprung
nach vorn nicht in einer Lähmung
der Europäischen Gemeinschaft
endet, zumal die Neuverhandlung
des Haushalts und der internen
Finanzverteilung noch ins Haus
steht.

Bisher entwickelte sich die Union
ohne einen strategischen Plan. Man
setzte einen Schritt vor den anderen
und hielt die Frage der »Finalität«
offen. Auch die Entscheidung, der
Türkei die Türen für einen Beitritt
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Liebe Leserin, lieber Leser,

die Feuerwerke, die in der Nacht zum 1. Mai 2004 die
EU-Erweiterung  begleiteten, sahen die BürgerInnen in
den alten EU-Ländern mit gemischten Gefühlen. Auf der
einen Seite herrschte Freude über die europäische Eini-
gung, auf der anderen Bedenken über zusätzliche wirt-
schaftliche Belastungen und Ängste vor grenzüberschrei-
tender Kriminalität. 

Was wissen die BürgerInnen von ihren neuen Nachbarn?
Die Europäische Union begleitete den Erweiterungspro-
zess mit PRINCE, einem Informationsprogramm für die
BürgerInnen Europas. Sie sollten informiert, ihr
Zugehörigkeitsgefühl zu einer erweiterten Union
gestärkt werden. »Flüsse verbinden europäische Regio-
nen. Die EU-Erweiterung als Chance« war der Titel des

Projektes, mit dem die Grüne Bildungswerkstatt Österreich,
die Stichting Duurzame Solidariteit aus den Niederlanden
sowie die Heinrich-Böll-Stiftung und ihre Landesstiftungen an
diesem Programm teilnahmen. Diese Beilage dokumentiert
einige Ergebnisse des Projektes.

Die jüngste Runde der EU-Erweiterung ist vollzogen, neue
Herausforderungen kündigen sich an. Ein Beitritt der Türkei
wird sowohl das Land selbst wie die EU tiefgreifend verän-
dern. Wie steht es mit der Ukraine und der Region des südli-
chen Kaukasus? Und welche Rolle kann Europa bei der
Demokratisierung des Nahen und Mittleren Ostens spielen?
Diesen Fragen wollen wir mit dieser Beilage nachgehen. Sie
bietet einen Blick über die Grenzen des heutigen EU-Europa
hinaus. ■

■ 6. AUSSENPOLITISCHE 
JAHRESTAGUNG 2005
der Heinrich-Böll-Stiftung  
DIE NEUE EU 
UND IHRE NACHBARN
Donnerstag/Freitag, 2. – 3. Juni 2005

Ort: Berlin-Brandenburgische Akademie
Gendarmenmarkt, Berlin

Nach der Ost- und Süderweiterung 2004
stößt Europa geografisch und kulturell
an neue Grenzen. Außerhalb der Gren-
zen der EU wird die Erweiterung eine
Umgestaltung der politischen und wirt-

EDITORIAL von Michael Stognienko

schaftlichen Beziehungen zu anderen
Teilen der Welt zur Folge haben.
Die gegenseitige politische und wirt-
schaftliche Abhängigkeit zwischen der
EU und ihren Nachbarn ist bereits Rea-
lität. Auch wenn weitere Staaten der EU
beitreten werden, so wird doch heute
deutlich, dass das Instrument des EU-
Beitritts an seine Grenzen stößt. Andere
abgestufte Formen der Integration und
Kooperation müssen die Erweiterung
ergänzen.

Die beiden Schwerpunkte unserer Veran-
staltung, die Kooperation in den Berei-

chen Sicherheit und nachhaltiges Wirt-
schaften, sollen in regionalen Workshops
vertieft werden. Dabei sollen drei Teilre-
gionen, in denen die Heinrich-Böll-Stif-
tung Projekte durchführt und mit Part-
nerorganisationen arbeitet, besonders in
Augenschein genommen werden: die
Ukraine, die drei Staaten des südlichen
Kaukasus und die Staaten des Nahen
und Mittleren Ostens sowie Nordafrikas,
die schon innerhalb des Barcelona-
Abkommens mit der EU zusammen-
arbeiten. ■

Informationen: aussenpolitik@boell.de
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zu öffnen, wurde nach dieser
Methode getroffen: Man verhan-
delt, schiebt den Beitritt möglichst
lange hinaus, und dann sieht man
weiter. De facto geht es dabei aber
um fundamentale Fragen für das
Selbstverständnis, die politische
Rolle und die künftigen Grenzen
der EU. Sie werden in den näch-
sten Jahren beantwortet werden
müssen, wenn das europäische
Schiff nicht ins Schlingern geraten
soll.

Es gibt gute Gründe für einen
Beitritt der Türkei. Der europäi-
sche Stabilitätsraum würde damit
weit nach Südosten ausgedehnt.
Die Perspektive des Beitritts wirkt
als Katalysator für demokratische
Reformen im Land, und gegenüber
der islamischen Welt kann daraus
ein Modell für die Vereinbarkeit
von Islam und Moderne entstehen.
Die Entscheidung für die Türkei ist
im Kern eine geostrategische Ent-
scheidung. Die EU versteht sich
nicht mehr als selbstgenügsame
Insel des Wohlstands und der Sta-
bilität. Sie schickt sich an, eine
eigenständige Rolle als Global-
player zu spielen und aktive Nach-
barschaftspolitik gegenüber dem
Nahen und Mittleren Osten zu
betreiben. In diesem Zusammen-
hang bekommt die Türkei eine
strategische Bedeutung, auch als
Scharnier zum Kaukasus und Zen-
tralasien.

Man sollte sich nicht über die
Tragweite dieser Entscheidung
hinwegtäuschen. Die Türkei ist
ökonomisch, demographisch und
politisch ein anderer Brocken als
die bisherigen Neumitglieder. Ihre
vom Kemalismus geprägte politi-
sche Kultur, ihr noch nicht postmo-
dern erkalteter Nationalismus, ihr
Umgang mit Minderheiten (wie
den KurdInnen) und der eigenen
Geschichte (wie dem Genozid an
den ArmenierInnen) stehen einer
Integration noch im Weg. Die EU
begibt sich damit auf eine Reise ins
Ungewisse, noch bevor sie die letz-
te Erweiterungsrunde bewältigt
hat. Das gilt umso mehr, als ein
Beitritt der Türkei flankiert sein
wird von einer Reihe weiterer
Staaten: Bulgarien und Rumänien
sind bereits für 2007 gebucht, als
nächstes steht Kroatien vor der
Tür, die anderen Balkan-Staaten
werden folgen. Und mit welchem
Recht will man einer reformierten
Ukraine auf Dauer die Mitglied-
schaft verweigern, einem Land,
das geographisch, historisch und
kulturell sehr viel eindeutiger zu
Europa gehört als die Türkei? Das
aus Brüssel kolportierte Motto
»Die Türkei und Schluss« ist weder
redlich noch realistisch. Folgt man
der Logik, dass die Erweiterung >>

Herausforderung Türkei

UKRAINE

Nach dem Sieg der
Demokratiebewegung – 
Perspektive EU ?
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Deutsche Politiker und Wirt-
schaftsführer erblicken im Osten
das Land, in dem Milch und Honig
fließen. Doch wer genau hinsieht,
nimmt eine große Ölpfütze und den
Geruch von Gas wahr. Russland
und der kaspische Raum sollen die
Energieversorgung Europas unab-
hängiger von den Produzenten des
Nahen Ostens machen. Europäi-
sche Firmen bewerben sich, in Kon-
kurrenz mit US-Unternehmen, um
Investitionen in Milliardenhöhe.
Die Politik soll für gute Beziehun-
gen und Stabilität sorgen.

Mit Russland hat die Europäi-
sche Union deshalb eine strategi-
sche Energiepartnerschaft abge-
schlossen. Deutsche, französische
und britische Firmen investieren
mit Unterstützung europäischer
Entwicklungsbanken massiv in die
Öl- und Gasförderung. Dabei
geraten auch bisher unberührte
Naturräume unter Druck. Ölboh-
rungen der Firma Lukoil bedro-
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hen die Sandstrände der Kuri-
schen Nehrung vor Kaliningrad.
Vor der ostsibirischen Insel Sach-
alin wachsen Bohrtürme aus dem
Nordpazifik. Tankerunglücke be-
drohen die Meeresfauna und
damit die Lebensgrundlage der
einheimischen Fischer. Das Pipe-
linesystem nach China und Japan
zerschneidet die bis heute un-
berührten Wälder der Taiga.

Die Ölpipeline von der aser-
baidschanischen Hauptstadt Baku
bis zum türkischen Ceyhan wurde
vom obersten Gericht Georgiens
gestoppt, weil sie einen National-
park bedroht. Das Gericht in Tiflis
bemängelte außerdem die fehlen-
de BürgerInnenbeteiligung. Wer
über den Energiereichtum und
seine Verwendung entscheidet, ist
in vielen Ländern auch eine
Demokratiefrage. Die Diktatur in
Aserbaidschan wird durch die Öl-
Oligarchen stabilisiert. Die demo-
kratische Opposition kämpft
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>>der EU das zuverlässigste Mit-
tel zur Befriedung der europäischen
Peripherie ist, wird die Gemein-
schaft in absehbarer Zeit auf 33
oder 35 Mitglieder wachsen.

Das wird nicht einfach ein quanti-
tatives Wachstum sein, sondern eine
qualitative Veränderung. Erweite-
rung und Integration, die beiden
bisherigen Entwicklungsachsen der
EU, treten zunehmend in Konflikt
miteinander. Die vertiefte Integrati-
on, also das Zusammenwachsen der
europäischen Staaten und Völker zu
einer politischen Union, wird durch
permanente Expansion gefährdet.
Es spricht vieles dafür, dass eine EU
vom Atlantik bis zum Kaukasus
eher einem Staatenbund als einem
Bundesstaat gleicht. Denn eine
Union, die Vorrang vor den Natio-
nalstaaten haben soll, braucht ein
Mindestmaß von Zusammenge-
hörigkeitsgefühl, von gegenseitiger
Kenntnis, gegenseitigem Vertrauen
und wechselseitiger Solidarität der
europäischen Völker. Sie braucht
eine europäische Öffentlichkeit, die
eine gemeinsame politische Sprache
spricht. Davon sind wir auch inner-
halb der jetzigen EU noch weit ent-
fernt.

Wir stehen an der Schwelle weit-
reichender Entscheidungen über
den Charakter, die innere Verfas-
sung und die weltpolitische Rolle
der Union. Nicht zuletzt geht es
darum, die Europäische Einigung
wieder stärker zu einem Anliegen
der europäischen BürgerInnen zu
machen. Eine europäische Zivilge-
sellschaft, eine europäische Öffent-
lichkeit, eine europäische Demo-
kratie und ein europäisches »Wir-
Gefühl« müssen sich erst noch her-
ausbilden. Dabei kommt es ent-
scheidend auf grenzüberschreitende
Kontakte »von unten« an, auf die
europäische Kooperation von Städ-
ten und Regionen, Schulen und
Hochschulen, KulturproduzentIn-
nen und politischen AkteurInnen.
Dazu wollen wir nach Kräften bei-
tragen. ■

Reformdruck weggenommen. Statt-
dessen müssen die Kopenhagener
Kriterien angelegt werden – wo
Marktregulierung, Partizipation
und Menschenrechte gelten, muss
ein Beitritt möglich sein. Von kultu-
reller Homogenität ist dort nicht die
Rede. Die Ausstrahlung, die Wir-
kung des acquis communautaire
wird übrigens schon früher spürbar.
Das zeigt die Erfolgsgeschichte der
früheren Beitrittsrunden.

Zu bedenken ist, ob eine institu-
tionelle Überforderung der EU zu
erwarten sein könnte. Das ist ein
ernsthafter Punkt. Hier bleibt
zunächst abzuwarten, ob die neue
Verfassung der EU die Ratifika-
tionsprozeduren übersteht und wie
sie in der Praxis greift. Funktioniert
sie, wird sie auch weitere Beitritte
in begrenztem Umfang über die
nächsten 15 Jahre aushalten. 

In der Summe heißt dies: Schon
vor den ukrainischen Demonstratio-
nen wäre es vernünftig gewesen, der
Ukraine eine grundsätzliche EU-
Perspektive in Aussicht zu stellen.
Und schon vorher wäre es unver-
nünftig gewesen, den Beitritt bald
einzuleiten. Genau aus diesem
Grund wurde eine »neue Nachbar-
schaftspolitik« eingeleitet – aber
noch nicht mit Leben gefüllt. Und
an dieser Stelle ist nun ein dringli-
cher Handlungsbedarf entstanden. 

Der Ukraine muss eine klare und
eindeutige europäische Perspektive
angeboten werden, die später in
einer Mitgliedschaft münden kann.
Als Voraussetzung dafür muss sich
das Land in der Perspektive den
Kopenhagener Kriterien deutlich
annähern. Es sind also Schritte sei-

··································
VON KLAUS SEGBERS
··································

Spannende Ereignisse wie die
gesellschaftlichen Bewegun-
gen in Kiew, in der Ost- und

Westukraine beflügeln neben der
medialen oft auch die politische
Phantasie. Eigentlich mittel- und
längerfristige Vorgänge wie die
politische, wirtschaftliche und
soziale Modernisierung scheinen
dann wie im Zeitraffer beschleunigt
werden zu können. Das ist jedoch
oft – und so auch derzeit in der
Ukraine – nicht der Fall.

Zunächst sollte kein Zweifel
daran bestehen, dass sich die ukrai-
nische Gesellschaft in einem ver-
nünftig definierten Europa befindet.
Was also sind mögliche Einwände
gegen eine europäische Institutiona-
lisierung des Landes? Historische
Prägungen wie die Zeitpunkte von
Aufklärung, Individualisierung und
Gewaltenteilung mögen noch eine
gewisse Rolle spielen, in Zeiten der
Postmoderne und der Globalisie-
rung sind sie aber nicht mehr ent-
scheidend. Historische Pfadabhän-
gigkeiten sind teilweise noch spür-
bar, aber oft nicht mehr ausschlag-
gebend. Es gibt also für die Ukraine
keine prinzipiellen Hürden, europäi-
schen Institutionen wie den Regelsys-
temen der EU beizutreten – sobald
die Aufnahmekriterien erfüllt und
Verhandlungen abgeschlossen sind.
Dasselbe gilt natürlich für die Tür-
kei, Belarus und Moldova.

Ein prinzipieller Vorbehalt, ein
grundsätzliches »Nein« würden
unbeabsichtigte negative Wirkun-
gen auslösen. Bleibt die Tür
grundsätzlich verschlossen, werden
ReformerInnen entmutigt und
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tens der Ukraine selbst gefordert,
die herausfinden und zeigen muss,
dass sie als ganze Gesellschaft den
überwiegenden Wunsch entwickelt,
eine Annäherung an die EU anzu-
streben. Dies kann der Ukraine nie-
mand abnehmen. Die entsprechende
und erforderliche Position der EU
soll darin bestehen, diese Perspektive
zu eröffnen.

Ein sinnvoller Termin für eine
Zwischenbilanz bietet sich 2007 an.
Dann ist mit dem Beitritt Rumäni-
ens und Bulgariens, eventuell auch
Kroatiens zu rechnen. Die Verhand-
lungen mit der Türkei sind 2007 im
dritten Jahr. Dann könnte auf einer
Regierungskonferenz geprüft wer-
den, wie sich die bis dahin hoffent-
lich geltende neue europäische Ver-
fassung bewährt, wie die anstehen-
den Erweiterungen laufen und wie
sich die innere Lage in der Ukraine
entwickelt hat.

Bis dahin muss zweierlei vermie-
den werden: ein aktualistischer
Übereifer, der die Ukraine nun
plötzlich beitrittsfähig redet oder
sie für eine Kandidaten-Alternative
zur Türkei hält und – nach dem
absehbaren Wegsacken des media-
len Interesses – das erneute Erlah-
men jeder Aufmerksamkeit für die-
ses große und wichtige Nachbar-
land. Die entscheidenden Weichen
müssen in der Ukraine selbst
gestellt werden. Aber die Ignoranz
Resteuropas darf sich nicht wieder
in den Vordergrund schieben. Was
übrigens auch für Belarus und Mol-
dova gilt. ■ 

darum, dass die Öl-Einnahmen
durch das Parlament kontrolliert
werden können. Lokale Nichtregie-
rungsorganisationen fordern, an
der Trassenplanung beteiligt zu
werden.

Durch die Ukraine und den süd-
lichen Kaukasus fließen das russi-
sche und kaspische Öl und Gas
nach Europa. Wer dort das Sagen
hat, interessierte deswegen nicht
nur die DemonstrantInnen auf dem
Platz der Unabhängigkeit in Kiew,
sondern auch den russischen Präsi-
denten. Die Europäische Union
allerdings sollte ihre Energiepoli-
tik nicht nur am Ziel der Versor-
gungssicherheit orientieren, son-
dern auf mehr regionale Koopera-
tion bei der Nutzung und dem
Transport  von Öl und Gas dringen.
Der Bau und Verlauf neuer Pipe-
lines sollten gemeinschaftlich fest-
gelegt und nicht zum Objekt geo-
strategischen Ränkespiels gemacht
werden.

Neben der Absicht, den Zugang
zu Energieressourcen zu sichern,
hat sich die Europäische Union ein
anspruchsvolles Klimaschutzziel
gesetzt. Dieses gerät in Gefahr,
wenn die strategische Energiepart-
nerschaft mit den östlichen Nach-
barn ausschließlich auf Öl und Gas
beruht. Sonne, Wind und Biomas-
se hätten auch in Russland und der
Ukraine ein hohes Potenzial. Die
Energieressourcen im Wilden
Osten liegen nicht alle unter der
Erde.

Auch am EU-Emissionshan-
delssystem könnten sich die neuen
Nachbarn der EU beteiligen.
Schließlich hat Russlands Unter-
schrift das Kioto-Abkommen erst
in Kraft gesetzt. Auch an der
Umsetzung sollten sich Russland,
die Ukraine und andere nun betei-
ligen. ■

Künftiges EU-Mitglied
Ukraine?

SASCHA MUELLER-KRAENNER

Das Öl im Osten

Eine grundsätzliche europäische Perspektive für die Region tut Not – auch wenn

es für Beitrittsverhandlungen noch zu früh ist

WAS KANN DIE EU TUN, UM
DIE ZIVILGESELLSCHAFT IN
DER UKRAINE ZU STÄRKEN?

VON IRYNA SOLONENKO

Obwohl von brutalen Übergriffen
der staatlichen Autoritäten ge-
kennzeichnet, haben die Präsi-
dentschaftswahlen gezeigt, dass
sich in der Ukraine eine dynami-
sche Zivilgesellschaft entwickelt.
Aufgabe der Ukraine und der
Europäischen Union ist es jetzt,
diese Bewegung aufrechtzuerhal-
ten und die weitere Entwicklung
der Zivilgesellschaft zu fördern.
In symbolischer Hinsicht ist eine
klare Ermutigung der ukraini-
schen Hoffnungen auf eine Teilha-
be an Europa notwendig. Ein
guter Start war die Entscheidung
des Europarates vom 13. Januar,
die Hohen Repräsentanten und
die Kommission einzuladen, nach
Wegen zur Stärkung der Zusam-
menarbeit mit der Ukraine zu
suchen. Äußerungen, die die
Möglichkeit einer  EU-Mitglied-
schaft der Ukraine ausschließen,
wären zum jetzigen Zeitpunkt
gefährlich.
In praktischer Hinsicht sollte die
EU zivilgesellschaftliche Organi-
sationen finanziell und technisch
verstärkt unterstützen, bevor im
Jahr 2007 die neue Budgetlinie
der EU und das Programm für
Europäische Nachbarschaft und
Partnerschaft eingeführt werden.
Die derzeitigen Verfahren im
EU-Programm TACIS sind zu
langsam und bürokratisch. Die
beiden nächsten Jahre werden
ausschlaggebend sein, deshalb
muss die EU schnellere Reakti-
onsmöglichkeiten entwickeln, um
der ukrainischen Zivilgesellschaft
in dieser wichtigen Periode zu
helfen.
Die ukrainische Regierung sollte
von der EU ermutigt werden,
VertreterInnen der Zivilgesell-
schaft in den politischen Prozess
einzubeziehen. Dies würde die
Legitimität der neuen Regierung
befördern, deren Bevölkerung im
Verlauf der brutalen Wahlkam-
pagne gespalten worden ist.
Da die Parlaments- und Regional-
wahlen im nächsten Jahr auf der
Grundlage von Parteilisten statt-
finden, sind Kooperationen mit
den politischen Parteien wichtig.
Zudem werden mit dem voraus-
sichtlichen In-Kraft-Treten der
neuen ukrainischen Verfassung
im September viele Entschei-
dungsbefugnisse des Präsidenten
an das Parlament fallen, womit
sich die Zuständigkeiten der Par-
teien erweitern. Für ihre Ent-
wicklung wird daher gezielte
Hilfe benötigt, etwa in Form von
Schulungen und Unterstützung in
der Entwicklung von Parteipro-
grammen und internen Strukturen.
Die EU sollte sich bei der
Abwicklung des Visa-Verkehrs
mit der Ukraine öffnen. So lange
es nicht möglich ist, das Land von
der Schengen-Liste zu streichen,
sollte es Möglichkeiten für einfa-
chere Visa-Prozeduren auf der
Grundlage von Schengen geben.
Dies ist vor allem notwendig, um
die zwischenmenschlichen Kontak-
te zwischen den Grenzregionen der
Ukraine und ihren westlichen
Nachbarn zu verbessern. ■

EU-Perspektive für Ukraine 
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Nach der Erweiterung ist 
vor der Erweiterung: Zur Rolle der EU-

Nachbarschaftspolitik im südlichen Kaukasus

··································
VON WALTER KAUFMANN
··································

Mit der 2007 anstehenden
Erweiterung der Europäi-
schen Union um Rumänien

und Bulgarien sowie durch einen
evtl. Beitritt der Türkei werden
Georgien, Armenien und Aserbaid-
schan direkte Nachbarn der EU.
Diese hat darauf mit der Aufnahme
der drei Länder in die »Europäische
Nachbarschaftspolitik« und mit der
Ernennung eines Sonderbeauftrag-
ten für den Südkaukasus reagiert.

Damit rückt eine faszinierende
Region an die EU heran, deren
Gesellschaften sich selbst als ureu-
ropäisch betrachten und über viele
kulturelle und historische Bindun-
gen an Europa verfügen. Zugleich
bildet die Region südlich des Kauka-
sus eine kulturelle und geostrategi-
sche Brücke zwischen Europa und
dem Kaspischen Raum sowie dem
Mittleren Osten. Insbesondere Aser-
baidschan kann dabei als säkularem
Staat mit islamischer Bevölkerung,
der sich nach Europa orientiert, aber
über vielfältige Verbindungen nach
Zentralasien verfügt, eine besondere
Mittlerfunktion zukommen.

Im Bewusstsein seiner Bewohne-
rInnen und seiner politischen Eliten
bildet der Südkaukasus allerdings
keine Region. So sehr die massiven
Probleme miteinander zusammen-
hängen und aufeinander einwirken –
von den Auswirkungen des Tschet-
schenienkriegs im Norden über die
ungelösten ethnopolitischen Kon-
flikte im Süden, die Probleme mit
Drogen-, Waffen- und Men-
schenhandel bis zur Bedrohung des
einzigartigen Ökosystems Kaukasus
– regionale Perspektiven und
Zusammenarbeit scheitern bislang
fast immer an der politischen Zer-
rissenheit zwischen den drei Staaten
und den drei nicht anerkannten de-
facto-Staaten, die sich nach den
Kriegen in der ersten Hälfte der
90er Jahre aus der südkaukasischen
Erbmasse der Sowjetunion gebildet
haben. So bestehen zwischen Aser-
baidschan und Armenien sowie der
von Armenien unterstützten de-
facto-Republik Berg-Karabach in
Aserbaidschan ebenso wie zwischen
Georgien und den nach dem Bürger-
krieg abgespaltenen Republiken

Politische Zerrissenheit

Walter Kaufmann ist Leiter des Südkau-

kasus-Büro der Heinrich-Böll-Stiftung in 

Tbilisi.

Abchasien und Südossetien immer
noch lediglich Waffenstillstände.

Zudem ist die Region Schauplatz
eines geopolitischen Konkurrenz-
kampfes zwischen Russland und den
USA, mit Nebenrollen für die EU,
die Türkei und den Iran. Russland
verfolgt zur Wahrung seines Ein-
flusses bislang eine klassische Hin-
terhof-Politik: Ausnutzen der eth-
nopolitischen Konflikte, Festhalten
an Militärbasen gegen den Wider-
stand der georgischen Regierung,
Geheimdienstaktivitäten. Die USA
investieren politisch und wirtschaft-
lich in den Südkaukasus v.a. wegen
seiner Bedeutung als Transportkor-
ridor für Öl und Gas aus dem Kaspi-
schen Meer und seiner Nähe zu den
Krisenregionen des Mittleren
Ostens.

Die EU verfügt über gute Aus-
gangsbedingungen für eine Nach-
barschaftspolitik in der Region: Sie
hat ein positives Image und wird –
anders als die USA und Russland –
nicht als Spieler mit vorwiegend
eigennützigen Interessen angesehen.
Alle Regierungen der Region haben

Region voller Konflikte: Abchasische Flüchtlinge in Georgien, Foto: dpa

die Annäherung an die EU zur Pri-
orität ihrer Politik erklärt und kön-
nen und müssen in Bezug auf Demo-
kratisierung und Rechtsstaatlichkeit
beim Wort genommen werden. Vor
allem aber ist die EU der wichtigste
Orientierungspunkt für die zivilge-
sellschaftlichen Eliten in ihrem
Bemühen, gesellschaftliche Tabus
aufzubrechen, nationalistischer
Mythenbildung entgegenzuwirken
und neue, modernere Formen von
Staatlichkeit aufzubauen.

Friedenspolitisch sollte es vor-
rangige Aufgabe der EU sein, der
konfliktfördernden geopolitschen
Konkurrenz in der Region entgegen-
zuwirken und für ein Sicherheitssy-
stem unter Einschluss aller in der
Region relevanten Akteure zu wer-

mehr Menschen davon überzeugt
sind, dass es zu einem Zusammen-
prall der Kulturen kommt – von
besonderer Wichtigkeit.

Es ist höchste Zeit, dass wir
EuropäerInnen unseren Umgang
mit dem politischen Islam überden-
ken, ein differenzierteres Bild der
verschiedenen Kräfte und Bewegun-
gen entwickeln und diese in den
politischen Dialog und Austausch
einbeziehen. Dabei wird es auch
darum gehen, zu sondieren, welche
Kräfte sowohl im säkularen als auch
im islamistischen Lager existieren,
die demokratische und rechtsstaatli-
che Reformen des Systems anstre-
ben und sich klar zu einem Gewalt-
verzicht bekennen. Hier haben sich
etwa in Algerien interessante, wenn
auch bislang temporäre Pro-
Reform-Koalitionen herausgebildet,
die Unterstützung verdienen.
Gegenüber den Regierungen in der
Region sollte deutlich gemacht wer-
den, dass eine Politik der Einbin-
dung solcher Kräfte – wie etwa in
Jordanien, Marokko und der Türkei
– Anerkennung findet, nicht aber
eine Politik der Repression. ■

Demokratisierung im Nahen und 

Mittleren Osten
··································
VON MURIEL ASSEBURG
··································

Nach den terroristischen
Angriffen vom 11. Septem-
ber 2001 identifizierte die

US-Administration die autoritären
Regime in der muslimischen und
arabischen Welt als Hauptursache
für Extremismus und Terrorismus in
und aus der Region. Der Regime-
wechsel sollte deshalb zum Leitziel
amerikanischer Politik sowie meh-
rerer transatlantischer Initiativen
werden. Die Europäer kritisierten
den amerikanischen Ansatz
zunächst heftig und verwiesen dar-
auf, dass sie selbst mit dem Barce-
lona-Prozess bzw. der Euro-Medi-
terranen Partnerschaft (EMP)
schon seit langem einen partner-
schaftlichen und auf Dauer angeleg-
ten Ansatz der Kooperation zumin-
dest mit einem Teil der Region ver-
folgten, der besser geeignet sei,
durch Unterstützung eines graduel-
len wirtschaftlichen und politischen
Wandels »weichen« Sicherheitsrisi-
ken zu begegnen.

Allerdings kann die europäische
Politik bislang hinsichtlich einer
Demokratisierung der südlichen
Partnerländer der EMP nur
bescheidene Erfolge vorweisen.
Europäische Politik könnte hier
wesentlich wirkungsvoller sein,
wäre sie weniger widersprüchlich.
Diese Widersprüche betreffen insbe-
sondere drei Bereiche: die Partner-
schaft mit Regierungen, die nur

wenig Interesse an Demokratisie-
rung haben, die Elitenzentrierung
bei der Förderung der Zivilgesell-
schaft und die Ausgrenzung mode-
rater islamistischer Kräfte.

Obwohl die EU davon ausgeht,
dass politische Reformen und die
Ausweitung von politischer Teilhabe
notwendig sind, um langfristig Sta-
bilität zu erhalten, ist es den Regie-
rungen in der Region – vor allem vor
dem Hintergrund europäischer
Furcht vor einer demokratischen
Machtübernahme durch die Islami-
sten – gelungen, die europäische
Seite davon zu überzeugen, dass die
säkularen, westlich orientierten
Regime als verlässliche Partner und
Garanten sowohl der inneren als
auch der regionalen Stabilität zu
bevorzugen sind und daher eine
schnelle Ausweitung der Partizipati-
on zu vermeiden ist. Der Ansatz der
EU, der auf einer Partnerschaft mit
den Regierungen basiert, hat daher
keine umfassenden politischen
Reformen befördert, sondern ledig-
lich eine begrenzte Liberalisierung
hervorgebracht.

Die europäische Zurückhaltung,
Menschenrechtsverletzungen, die
Einschränkung von politischen Frei-
heiten und Reformstau auf höchster
Ebene deutlich zu kritisieren und zu
sanktionieren, hat das Mittel des
politischen Dialogs entwertet und

die Regime in ihrer Haltung
bestärkt. Sie hat auch dazu beige-
tragen, dass Reformforderungen aus
den Gesellschaften der Partnerlän-
der sich nicht durchsetzen können
und sich gesellschaftliche Kräfte in
der Regel nicht auf europäischen
Druck verlassen können, der die
Regierungen dazu zwingen würde,
den Spielraum für gesellschaftliche
Aktivitäten und Interessenvertre-
tungen auszuweiten.

Die europäischen Programme zur
Förderung der Zivilgesellschaft
konnten bislang nicht zu einer Mas-
senmobilisierung beitragen. Dies
liegt in erster Linie darin begründet,
dass die Europäer ganz überwie-
gend mit denjenigen VertreterInnen
der Zivilgesellschaft zusammenarbei-
ten, die die intellektuelle, säkulare,
oft im Westen ausgebildete Elite
stellen und sich sicher auf dem
internationalen Parkett bewegen, in
ihren eigenen Gesellschaften aber
nur wenig verwurzelt sind. Damit
mangelt es ihnen an der Basis, um
effektive politische Bewegungen zu
bilden, die Reformen wirkungsvoll
einfordern, Interessen der Bevölke-
rung bündeln und in den politischen
Willensbildungsprozess einbringen
könnten.

Auch der gesellschaftliche Aus-
tausch zwischen Europa und dem
Nahen Osten ist bislang zu eliten-
zentriert angelegt, so dass er keine
Breitenwirkung entfalten kann.
Dabei wäre seine Ausweitung – vor
allem in Zeiten, in denen immer

ben. Sie sollte selbst eine aktive
Rolle dabei übernehmen, innerhalb
eines solchen Systems tragfähige
internationale Garantien zur Absi-
cherung von Friedensabkommen
und zum Schutz nationaler Minder-
heiten bereitzustellen. Gelingt es
der EU, in Zusammenarbeit mit
einer Vielzahl von Akteuren aus
Politik und Zivilgesellschaft lang-
fristig die europäische Orientierung
des südlichen Kaukasus zu sichern,
wird sich dadurch auch das Verhält-
nis zu Russland und zu den Ländern
des Mittleren Ostens positiv wan-
deln können. ■

Welche Rolle spielt Europa?

Statische versus dynamische
Stabilität

Umgang mit dem politischen
Islam

Muriel Asseburg ist wissenschaftliche

Mitarbeiterin in der Forschungsgruppe

Naher/Mittlerer Osten und Afrika der

Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP)

in Berlin. 
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»Zukunft für Mobilität zwischen
Stadt und Region«, lautete das
Motto des zweiten Verkehrswende-
kongresses, der im April dieses Jah-
res in Mainz stattfand. Veranstaltet
von der Heinrich-Böll-Stiftung
Rheinland-Pfalz, dem Verkehrswen-
deforum Rheinland-Pfalz, dem Bund
für Umwelt und Naturschutz
(BUND) und dem Verkehrsclub
Deutschland (VCD) und mit Unter-
stützung des Bistums Mainz und der
Europäischen Union wurde den über
100 TeilnehmerInnen unter der
Schirmherrschaft von Umweltmini-
sterin Margit Conrad eine breite
Palette an Themen vorgestellt.

Grenzüberschreitungen spielten
dabei in mehrfacher Hinsicht eine
Rolle. So informierte Karl-Heinz
Boßan (Frankfurter Institut für
umweltorientierte Logistik) die
ZuhörerInnen über den vorbildlich
umweltfreundlichen ÖPNV in Frank-
furt/Oder: Dort werden die Erdgas-
busse und Straßenbahnen bald im
normalen Alltagsbetrieb die Grenze
nach Polen (Slubice) überfahren. Der
Karlsruher Referent Oliver Glaser
berichtete über die dortige Stadt-
bahn, die europaweit als vorbildlich
gilt. Er lobte die gute Entwicklung
im Karlsruher Verkehrsverbund und
skizzierte die Grenzüberschreitung
nach Wörth/Rheinland-Pfalz, die
sich im Vergleich zum Beispiel
Frankfurt/Oder ausgesprochen
schwierig gestaltete.

»Gerade vor dem Hintergrund der
EU-Erweiterung ist der Blick und
die Zusammenarbeit über die Gren-
zen hinweg wichtig und wir können
davon nur profitieren«, stellte Wolf-
gang Faller von der Heinrich-Böll-
Stiftung fest. Als Beispiel nannte er
die Einführung der Londoner City-
Maut: »Dieses Projekt zieht inzwi-
schen Kommunalpolitiker aus ganz

Die Donau zählt mit ihren weiten
naturbelassenen Passagen im Osten
zu den großartigsten Naturräumen
Europas. Als prioritäre Achse im
Rahmen der Transeuropäischen Ver-
kehrsnetze (TEN) gerät sie jedoch
zunehmend in den Fokus der Nutz-
barmachung durch die Schifffahrt.
Zwar stellt der Fluss als »natürliche
Straße« mit geringerer CO2-Belas-
tung bei gleicher Tonnage eine
umweltfreundliche Alternative dar.
Doch was, wenn durch die erforderli-
chen Ausbaumaßnahmen unersetzli-
che Naturjuwele geopfert werden?
Welche Verkehrsentlastung kann die
Donauschifffahrt wirklich bringen?
Gibt es Möglichkeiten einer Koexis-
tenz von Naturschutz und Schiff-
fahrt?

Auf diese Fragen versuchte eine
internationale Konferenz im Juni
2004 in Wien Antworten zu geben.
Mit dem Bund Naturschutz
(Deutschland), der Association of
Danube Settlement (Ungarn), Zelena
Akcija (Kroatien), dem Ecological
Movement of Novi Sad (Serbien),
dem Eco Counselling Center Galati
(Rumänien), CEIE (Bulgarien) sowie
BLICK (Ukraine) und dem WWF
Österreich waren acht Donauanrai-
nerstaaten mit namhaften NGOs ver-
treten. Die ReferentInnen berichte-
ten über Naturschutz und Schifffahrt
in ihren Staaten sowie über Nut-
zungskonflikte. So ist z.B. in Belene,
Bulgarien in einem höchst schützens-
werten Areal ein Atomkraftwerk
geplant. Besonders brisant ist die
Situation in der Ukraine, wo im
Donaudelta die Ausbaggerung von
Schifffahrtskanälen geplant und lei-
der auch schon zum Teil realisiert ist.

Der zweite Teil der Tagung mach-
te deutlich, dass eine echte Verlage-
rung vom LKW-Transit auf die
Schifffahrtswege kaum möglich ist:

Europa an; gegen alle Prophezeiun-
gen ist die Maut ein großer Erfolg.«
Prof. Dr. Monheim motivierte das
Publikum, offensiver an eine Ver-
kehrswende heranzugehen: Mobilität
und Autobesitz dürften nicht gleich-
gesetzt werden. Dem Automobil
werde viel zu viel Gutes nachgesagt
und die massiven Nachteile viel zu
wenig wahrgenommen, während es
mit dem ÖPNV genau umgekehrt sei:
»Er wird als Kostenfaktor gesehen,
obwohl in ihm handfeste wirtschaft-
liche Vorteile stecken und viel mehr
machbar ist, als bisher getan
wurde.« Das nötige Umdenken bei
den politischen Entscheidungsträ-
gern habe immer noch nicht begon-
nen, so Prof. Dr. Monheim.

Etwas positiver äußerte sich
dagegen der Wirtschaftswissen-
schaftler Prof. Dr. Mehlhorn von der
FH Mainz. Seiner Ansicht nach hat
die Wirtschaft die Zeichen der Zeit
bereits erkannt und der öffentliche
Verkehr gewinnt als Wirtschaftsfak-
tor zunehmend an Bedeutung.

Ein deutliches Fazit zog Jupp
Trauth vom Verkehrswendeforum:
»Eine Zukunft ohne öffentliche Ver-
kehrsmittel, wie sie manches pessi-
mistische Szenario darstellt, darf
und muss nicht sein, wenn das Ange-
bot und das Unternehmenskonzept
stimmen.« Mit Verweis auf das Kar-
lsruher Modell kritisierte er die
Zuständigen vor Ort: »Warum das
hier in Mainz und Rheinhessen mit
der Rheinhessentram bislang noch
nicht funktioniert, kann nur mit
Unkenntnis oder Ignoranz der Poli-
tik erklärt werden.« ■

MAINZER VERKEHRSWENDEKONGRESS 
VON WOLFGANG FALLER

INTERNATIONALE DONAUKONFERENZ 
VON DANIELA GRAF

www.fluesse-verbinden.net
Infos in Deutsch,  Niederländisch und Eng-
lisch zu den Folgen der EU-Erweiterung für
Umweltschutz, Verbraucherschutz und Kul-
tur aus mehr als 30 Veranstaltungen, die
2004  im Rahmen des von der EU geförder-
ten Projektes »Flüsse verbinden europäische
Regionen: Die EU-Erweiterung als Chance«
stattfanden.

Aufgrund der Langsamkeit der
Schifffahrtswege, ihrer wasser-
standsbedingten Unberechenbar-
keit und der fehlenden Umladeter-
minals zahlt sich der Umstieg aufs
Schiff nur für wenige Güter ökono-
misch aus. Die anlässlich des Hoch-
wassers im Sommer 2002 beob-
achtete Verlagerung des Güterver-
kehrs von der Donau auf die Schie-
ne lässt vermuten, dass es sich eher
um eine Konkurrenz zwischen zwei
umweltfreundlichen Alternativen
handelt. Eine Entlastung der
Straßentransitrouten durch eine
Verstärkung der Donauschifffahrt
ist deshalb kaum zu erwarten. 

Die Tagung endete mit einer von
allen NGOs unterstützten Resoluti-
on für die Bewahrung der Donau
vor allzu zerstörerischen Forderun-
gen der Schifffahrt. Dazu zählen
eine übertriebene Ausbaggerung
der Fahrrinne ebenso wie die Auf-
schüttung von unnötigen Dämmen.
Die Resolution bekannte sich zu
gemeinsamen Anstrengungen, die
Feuchtlebensräume entlang der
Donau zu schützen und für ökolo-
gisch verträgliche Hochwasser-
schutzmaßnahmen einzutreten. Die
unterstützenden Organisationen
bezogen sich auf NATURA 2000
und die Europäische Wasserrah-
menrichtlinie und werden ihre For-
derungen sowohl an ihre nationa-
len Regierungen als auch an das
EU-Parlament und die EU-Kom-
mission richten. ■

Wolfgang Faller ist Geschäftsführer

der Heinrich-Böll-Stiftung Rheinland-

Pfalz.
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Daniela Graf ist geschäftsführende

Obfrau der Grünen Bildungswerkstatt

Österreich.

Der Kongress »Die Donau als Lebensader

Europas. Konflikte zwischen Naturschutz

und Schifffahrt« fand in Kooperation mit

dem WWF Österreich am 3. und

4.6.2004 in Wien statt. 

Ein Projekt der Grünen Bildungswerk-
statt Österreich, der Stichting Duurzame
Solidariteit aus den Niederlanden sowie
der Heinrich-Böll-Stiftung und ihrer Lan-
desstiftungen in Deutschland. 

Zukunft für Mobilität zwischen Stadt
und Region 
Dokumentation des Verkehrswendekongres-
ses 2004: Zukunftsszenarien 2030 für
Mobilität und Verkehr – Das Karlsruher
Modell – Kosten und Finanzierung des
ÖPNV – Was kann die Verkehrswende 
erreichen? Mainz, 3. April 2004, 
Heinrich-Böll-Stiftung Rheinland-Pfalz

Wohin verkehrt Europa?
unter: http://www.hbs-hessen.de/europa.html
Online-Dokumentation der Tagung »Wohin
verkehrt Europa? Mobilität und Lebensstile
in städtischen Regionen.
Die Ballungsräume Poznan (Wielkopolska)
– Prag –  Frankfurt/Rhein-Main«
Frankfurt am Main, 17.-18. Juni 2004,
Heinrich-Böll-Stiftung Hessen

Stadt – Grenze – Fluss. 
Doppelstädte an den neuen EU-Binnen-
grenzen 
Publikation zur gleichnamigen Tagung Slu-
bice/Frankfurt (Oder), 29.-30.04.2004,
Heinrich-Böll-Stiftung

Eine Publikation des Projekts »Flüsse verbinden europäische Regionen. Die EU-Erwei-
terung als Chance«
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